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Mit 1. September 2025 tritt das Informationsfreiheits‐

gesetz (IFG), BGBl. I Nr. 5/2024, in Kraft, welches im 

Wesentlichen Folgendes beinhaltet:

Um die Transparenz der Verwaltung zu erhöhen und den 

Zugang zu staatlichen Informationen zu erleichtern, wird 

die Amtsverschwiegenheit aufgehoben und durch ein zwei 

Säulensystem ersetzt. Zum einen werden Informationen 

proaktiv veröffentlicht, und zum anderen gibt es ein 

Grundrecht auf Zugang zu Informationen ‐ somit die 

Möglichkeit, einzelne Informationen bei staatlichen 

Stellen anzufragen. 

Eine Information iSd IFG ist jede einem amtlichen oder 

unternehmerischen Zweck dienende Aufzeichnung im 

Wirkungsbereich eines Organs, im Tätigkeitsbereich einer 

Stiftung, eines Fonds oder einer Anstalt oder im 

Geschäftsbereich einer Unternehmung, unabhängig von 

der Form, in der sie vorhanden und verfügbar ist (§ 2 Abs. 

1). Informationen von allgemeinem Interesse sind 

Informationen, die einen allgemeinen Personenkreis 

betreffen oder für einen solchen relevant sind, das sind 

insbesondere Geschäftseinteilungen, Geschäfts‐

ordnungen, Tätigkeitsberichte, Amtsblätter, amtliche 

Statistiken, von informationspflichtigen Stellen erstellte 

oder in Auftrag gegebene Studien, Gutachten, Umfragen, 

Stellungnahmen und Verträge (§ 2 Abs. 2) und müssen 

diese proaktiv veröffentlicht werden (vgl. § 4). Das 

verfassungsgesetzlich verankerte Grundrecht auf Zugang 

zu Informationen gewährleistet, dass jede/r ein 

Informationsbegehren stellen kann.

Die proaktive Veröffentlichungspflicht gilt für Gemeinden 

ab 5.000 Einwohnern und für   Gemeindeverbände; für 

letztere unabhängig von der Einwohnerzahl der 

verbandsangehörigen Gemeinden. Gemeinden mit 

weniger als 5.000 Einwohnern trifft keine proaktive 

Veröffentlichungspflicht, sie können Informationen aber 

freiwillig zur Verfügung stellen. Es wird hierbei die 

Einwohnerzahl der letzten Volkszählung herangezogen. 

Hinweis: Das Grundrecht auf Zugang zu Informationen 

besteht gegenüber Gemeinden, unabhängig von der 

Einwohnerzahl. 

Weiters sind Stiftungen, Fonds, Anstalten und 

Unternehmungen, sofern diese der Kontrolle des 

Rechnungshofs oder des Landesrechnungshofs unterliegen 

und eine Beteiligung des Bundes, des Landes oder der 

Gemeinde alleine oder gemeinsam mit anderen von 

mindestens 50 % besteht oder die Unternehmung 

anderweitig tatsächlich beherrscht wird, verpflichtet, auf 

Antrag den Zugang zu Informationen zu gewährleisten. In 

der Regel trifft staatsnahe private Unternehmen keine 

proaktive Veröffentlichungspflicht.
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1. Proaktive Veröffentlichungspflicht von 

Informationen von allgemeinem Interesse

Zur proaktiven Veröffentlichung von Informationen von 

allgemeinem Interesse sind alle Verwaltungsorgane der 

Gemeinden und Gemeindeverbände im funktionellen Sinn 

(zB. Bürgermeister, Gemeinderat, Gemeindevorstand, 

Verbandsversammlung, Verbandsobmann, Verbands‐

ausschuss) verpflichtet. Für die proaktive 

Veröffentlichung zuständig ist jenes Organ, das die 

Information erstellt oder in Auftrag gegeben hat.

Demgegenüber trifft Gemeinden mit weniger als 5.000 

Einwohnern keine proaktive Veröffentlichungspflicht. 

Diese können aber die Informationen freiwillig zur 

Verfügung stellen. Es wird hierbei die Einwohnerzahl der 

letzten Volkszählung herangezogen. Bei 

Gemeindeverbänden besteht die proaktive 

Veröffentlichungspflicht auch dann, wenn ihre 

Mitgliedsgemeinden gemeinsam über weniger als 5.000 

Einwohner verfügen.

Staatsnahe private Unternehmen, welche der Kontrolle 

des Rechnungshofs oder Landesrechnungshofs unterliegen 

und eine Beteiligung des Bundes, des Landes oder der 

Gemeinde alleine oder gemeinsam mit anderen von 

mindestens 50 % besteht oder die Unternehmung 

anderweitig tatsächlich beherrscht, unterliegen der 

proaktiven Veröffentlichungspflicht grundsätzlich nicht.

Wie bereits erwähnt, ist eine Information „jede 

amtlichen bzw. unternehmerischen Zwecken dienende 

Aufzeichnung“ eines informationspflichtigen Organs in 

seinem Wirkungs‐ bzw. Geschäftsbereich. Umfasst sind 

dabei sowohl Informationen, die hoheitlichen als auch 

privatwirtschaftlichen Zwecken dienen, dies jeweils 

unabhängig von ihrer technischen Form, soweit sie sich 

auf bereits vorhandene und verfügbare Informationen 

beziehen (dh. bei welchen keine vorherigen Erhebungen, 

Recherchen, etc. zu ihrer Erstellung nötig sind). Ein 

solcher Zusammenhang fehlt etwa bei Entwürfen zur 

internen Entscheidungsfindung sowie bei rein 

persönlichen Aufzeichnungen. 

Damit eine Information von allgemeinem Interesse ist, 

muss sie nicht nur Einzelpersonen, sondern einen 

allgemeinen Personenkreis betreffen oder für einen 

solchen relevant sein. Solange ein allgemeines Interesse 

daran besteht, ist die Information ehestmöglich in einer 

für jedermann zugänglichen Art und Weise gebührenfrei 

im Internet unter der Adresse www.data.gv.at zur 

Verfügung zu stellen. Es ist fortwährend zu prüfen, ob das 

allgemeine Interesse noch vorliegt.

Vor der Veröffentlichung muss geprüft werden, ob der 

Pflicht zur Veröffentlichung Geheimhaltungsgründe 

entgegenstehen. Es darf auf die Checkliste zur proaktiven 

Veröffentlichungspflicht im Leitfaden, Portal Tirol, 

verwiesen werden.

2. Informationsbegehren

Das Recht auf Zugang zu Informationen besteht 

gegenüber allen Verwaltungsorganen im funktionellen 

Sinn. Das Informationszugangsrecht gilt auch gegenüber 

Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwohnern. Für die 

Erteilung der Information ist jenes Organ zuständig, in 

dessen Wirkungs‐ und Geschäftsbereich die Information 

fällt.

Zur Gewährleistung des Zuganges zu Informationen auf 

Antrag sind zudem auch Stiftungen, Fonds, Anstalten und 

Unternehmungen verpflichtet, sofern diese der Kontrolle 

des Rechnungshofs oder des Landesrechnungshofs 

unterliegen und eine Beteiligung des Bundes, des Landes 

oder der Gemeinde alleine oder gemeinsam mit anderen 

von mindestens 50 % besteht oder die Unternehmung 

anderweitig tatsächlich beherrscht wird. In diesem 

Zusammenhang darf auf die näheren Ausführungen im 

Leitfaden „Praxisorientierter Leitfaden für den Vollzug 

des Informationsfreiheitsgesetzes (IFG)“, abrufbar im 

Wiki, Portal Tirol, verwiesen werden.

Der Zugang zu Informationen kann schriftlich, mündlich, 

telefonisch sowie in jeder technisch möglichen und 

vorgesehenen Form beantragt werden. Dabei ist die 

begehrte Information möglichst präzise zu bezeichnen. 

Sollte der Antrag Unklarheiten aufwerfen, wäre ein 

Verbesserungsauftrag gemäß § 13 Abs. 3 AVG zu erteilen. 

Die Informationen müssen erteilt werden, sofern keine 

Geheimhaltungsgründe entgegenstehen. Anders als bei 

der proaktiven Veröffentlichungspflicht müssen die 

beantragten Informationen nicht von allgemeinem 

Interesse sein. Nach Möglichkeit sollte die Information in 

der begehrten Form gewährt werden, ansonsten auf 

andere geeignete Weise. Es ist jedoch stets die 

Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu 
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beachten. Die Bestimmungen des AVG finden auf das 

gesamte Verfahren Anwendung. Bei Vorliegen einer 

Unzuständigkeit ist der Antrag an die zuständige Stelle 

weiterzuleiten oder an diese zu verweisen.

Bei staatsnahen privaten Informationspflichtigen ist der 

Antrag immer schriftlich einzubringen und als solcher zu 

bezeichnen. Die Identität des Antragstellers ist glaubhaft 

zu machen.

Nach Einlangen des Antrages beim zuständigen Organ ist 

nach Prüfung des Antrages die Information ohne 

unnötigen Aufschub, spätestens binnen vier Wochen zu 

erteilen. Die Frist zur Beantwortung des Antrages beginnt 

mit dem Tag des Einlangens zu laufen. Sollte eine 

Informationserteilung nicht möglich sein, da 

beispielsweise Geheimhaltungsgründe vorliegen, ist die 

antragstellende Person binnen gleicher Frist davon zu 

informieren. Bei Vorliegen von besonderen Gründen kann 

die vierwöchige Frist um höchstens vier Wochen 

verlängert werden. Dies ist der antragstellenden Person 

wiederum innerhalb der ersten vier Wochen mitzuteilen. 

Das IFG sieht grundsätzlich eine Befreiung von 

Verwaltungsabgaben und Gebühren der Gemeinden vor. 

Barauslagen nach § 76 AVG können anfallen und 

verrechnet werden, was der antragstellenden Person 

(vorher) mitzuteilen ist.

3. Umsetzung in den Gemeinden

Da die Umsetzung der Informationsfreiheit den Gemeinden 

selbst obliegt, wird empfohlen, in jeder Gemeinde eine 

Ansprechperson vorzusehen, um die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter beim Vollzug des Gesetzes zu unterstützen. 

Seitens der Abteilung Gemeinden wurde im WIKI, Portal 

Tirol, ein eigener Bereich „Informationsfreiheitsgesetz“ 

angelegt, welcher grundlegende Informationen zur 

Umsetzung des Gesetzes enthält (Informationsfreiheitsgesetz 

‐ Gemeinde Informationen ‐ Wiki). Zudem werden 

Informationsveranstaltungen angeboten werden, die einen 

Überblick über die Thematik bieten. 

Die Termine der Informationsveranstaltungen werden den 

Gemeinden rechtzeitig bekanntgegeben.

https://sp.tirol.gv.at/tirol.gv.at/dvtwiki/pages/viewpage.action?spaceKey=GEM&title=Informationsfreiheitsgesetz
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Abgabenertragsanteile der Gemeinden April 2025
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20. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis April 2025
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VERBRAUCHERPREISINDEX
für Februar 2025

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2020

Basis: Durchschnitt 2020 = 100

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Jänner 2025

(endgültig)

126,4

136,8

151,4

165,8

183,3

192,9

252,2

392,0

688,0

876,6

879,5

Der Index der Verbraucherpreise 2020 (Basis: Jahresdurchschnitt 2020 = 100) für den 

Kalendermonat Februar 2025 beträgt 127,1 (vorläufige Zahl) und ist gegenüber dem Vormonat 

um 0,7 Punkte (+ 3,2 % gegenüber dem Vorjahr) gestiegen. Siehe auch Statistik Austria 

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods

MEDIENINHABER (VERLEGER):

Amt der Tiroler Landesregierung, 

Abteilung Gemeinden,

6010 Innsbruck, Tel. 0512/508-2370

www.tirol.gv.at/merkblatt-gemeinden
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Februar 2025

(vorläufig)

127,1

137,5

152,3

166,8

184,3

194,0

253,6

394,1

691,8

881,4

884,4

https://www.statistik.at/fileadmin/pages/214/2_Verbraucherpreisindizes_ab_1990.ods

